
 

Tagung	  vom	  30.	  Januar	  2015	  im	  KKL	  Luzern	  

«Steuern.	  Transfers.	  –	  Konkrete	  Reformvorschläge	  für	  eine	  global	  wettbewerbsfähige	  und	  
verantwortliche	  Schweiz».	  

 

Fondation CH2048: warum? 

Sie fragen sich sicher, warum diese Fondation CH2048, wie ist sie entstanden? 

Als langjähriger Chef von BAK Basel Economics habe ich mich spätestens seit der Wende 
von 1989 intensiv mit der globalen Wettbewerbsfähigkeit von Wirtschaftsstandorten und den 
für ihren Erfolg nötigen Rahmenbedingungen befasst.  

So war ich denn im Frühjahr 2013 nach dem massiven Ja zur Abzockerinitiative und der 
damals nicht auszuschliessenden Möglichkeit, dass das Schweizer Volk auch zur 1:12-
Initiative ja sagen könnte, sehr besorgt. Ich befürchtete, dass die für den Wohlstand der 
Schweiz so zentralen Schweizer Schlüsselbranchen wie z.B. Life Sciences und Financial 
Services auf den globalen Arbeitsmärkten für Top-Talente ihre Wettbewerbsfähigkeit 
verlieren könnten. Dies hätte nicht absehbare Konsequenzen für den Life Sciences Standort 
und Finanzplatz Schweiz und angesichts des überragenden direkten und indirekten Beitrags  
dieser beiden Schlüsselbranchen zum BIP auch für den Wohlstand der Schweiz als Ganzes. 

Gleichzeitig war mir klar, dass in einer Demokratie wie der Schweiz nur ein bestimmtes Mass 
an Ungleichheit akzeptiert wird, und dass das Ziel einer gerechteren Einkommensverteilung 
primär mit Reformen des Steuer- und Transfersystems angegangen werden muss, die 
gleichzeitig die Arbeits- und Innovationsanreize möglichst verbessern. 

In der Folge habe ich mich vor allem mit zwei Fragen auseinandergesetzt : 

1. Wie steht es mit der Ungleichheit der Einkommensverteilung in der Schweiz und wie 
hat sie sich in den letzten rund  25 Jahren  entwickelt, d. h. seit dem Beginn des 
neuesten Globalisierungsschubs um die Wende von 1989 und der ebenfalls damals 
einsetzenden Beschleunigung der informations- und kommunikationstechnologischen 
Revolution ? 

2. Was ist mit unserem politischen System passiert,  dass es zu diesem massiven Ja zu 
Abzockerinitiative kommen konnte und weitere Initiativen  mit Chancen auf ein Volks 
Ja zur Abstimmung kommen werden, die  das Potential haben , dem Standort 
Schweiz Schaden zuzufügen ? Diese Befürchtung  hat sich ja dann ein Jahr später 
mit dem Ja zu Masseneinwanderungsinitiative  bestätigt.  

  



 

Bezüglich der ersten Frage  legte im Frühsommer 2013 eine erste rudimentäre Sichtung von 
Literatur und Daten  den Schluss nahe, dass sich die  relative wirtschaftliche Position bei 
weiten Teilen des Mittelstandes – der die Mehrheit bildet – seit den Achtzigerjahren 
verschlechtert haben dürfte. Dies im Vergleich zur Ober-, aber auch zur Unterschicht. 

Und dass es vor allem drei Faktoren sein dürften, die vermutlich zu dieser Entwicklung 
beigetragen haben: die Globalisierung, die Informations- und Kommunikationstechnologie 
und die staatliche Umverteilung. 

Während vor rund 25 Jahren die wirtschaftlich relevante Welt praktisch nur aus dem Trio 
Nordamerika, Westeuropa und Japan bestand, umfasst sie heute nahezu den ganzen 
Globus. Dies hat den Aktionsradius global tätiger Akteure sowohl beim Absatz als auch bei 
der Beschaffung dramatisch erweitert. Die im gleichen Zeitraum stattfindende ICT-Revolution 
hat die Geschäftsmöglichkeiten dieser Gruppe zusätzlich potenziert und die Nachfrage nach 
globalen Toptalenten massiv gesteigert. Mit dem Resultat, dass das Einkommen dieser 
Personenkategorien Spitzengrössen erlangt hat. Das lässt sich nicht nur bei CEOs von 
global tätigen börsenkotierten Grossunternehmen beobachten, sondern zum Beispiel auch 
bei den Spitzen weltweit aktiver nichtbörsenkotierter Unternehmen, insbesondere im Finanz- 
und Technologiesektor, oder bei Profisportlern. 

Von den oben erwähnten Entwicklungen (Globalisierung und ICT-Revolution) dürften gut bis 
sehr gut Qualifizierte ebenfalls überdurchschnittlich profitiert haben, auch wenn in deutlich 
geringerem Ausmass als das oberste Einkommensperzentil. Leicht überdurchschnittliche 
Einkommenssteigerungen konnten auch die Anbieter von wenig qualifizierten 
Dienstleistungen erzielen, da diese im Regelfall vor Ort erbracht werden und nicht der 
globalen Konkurrenz ausgesetzt sind. Dies im Gegensatz etwa zu Arbeitnehmern mit 
mittleren Qualifikationen etwa in den Bereichen Administration und industrielle Produktion, 
die wegrationalisiert und/oder deren Arbeitsplätze in Tieflohnländer ausgelagert worden sind. 
In der Folge dürften die in diesem Arbeitsmarktsegment erzielten Lohnsteigerungen deutlich 
unterdurchschnittlich ausgefallen sein.  

Eine erste rudimentäre Sichtung von Literatur und Statistiken legt über den Umstand hinaus, 
dass Teile des Mittelstandes bezüglich der relativen Einkommensposition auf dem 
Arbeitsmarkt unter Druck gekommen sind, den Schluss nahe, dass dies zusätzlich noch 
durch die Art der staatlichen Umverteilung geschieht. Im Gegensatz zur Unterschicht muss 
der Mittelstand Steuern bezahlen und profitiert auch nicht von der Subventionierung von 
Krankenkassenprämien, Mietzinsen und Aufwendungen für Kindertagesstätten oder 
Stipendien. Erste Schätzungen deuten darauf hin, dass sich nach staatlicher Umverteilung 
(inkl. staatlicher Sachleistungen etwa im Bildungs-, Kultur- und Verkehrsbereich) – je nach 
Verlauf der Steuerprogression und der Reduktion der oben genannten Subventionen mit 
steigendem Einkommen – die Besteuerung von zusätzlich erzieltem Einkommen im unteren 
und mittleren Mittelstand auf 50 bis 80 und mehr Prozent belaufen kann.  

  



 

In der Folge verfügen das zweit- und das drittunterste Einkommensfünftel nach staatlicher 
Umverteilung über kaum mehr Einkommen als das unterste Fünftel. In Dezilen  gemessen 
präsentiert sich die Situation noch deutlich markanter , wie der untenstehenden 
Tabelle/Grafik entnommen werden kann. 

 

((Tabelle/Grafik Umverteilung  Schweiz)) 

Dass die in Dezilen  gemessene Umverteilung derart zulasten von Teilen des Mittelstandes 
ausfällt, hat sogar mich als ehemaligen Leiter von BAK Basel Economics mit seiner bald 35 
jährigen Erfahrung in Statistik und quantitativer Wirtschaftsforschung überrascht. Deshalb bin 
ich sehr froh,  dass BAK Basel Economics sich entschieden hat, zusammen mit dem 
Wirtschaftswissenschaftlichen Zentrum (WWZ) der Universität Basel (insbesondere mit den  
Professoren Kurt Schmidheiny und Christian Kleiber) in die Verteilungsforschung 
einzusteigen. So beabsichtigen das WWZ und BAK u.a. ein Verteilungsmonitoring 
aufzubauen, indem künftig kompatibel mit der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung unter 
Nutzung sämtlicher verfügbaren Informationen laufend über die Entwicklung der 
Verteilungssituation berichtet werden soll. Die Fondation CH2048 hofft, dass dadurch ein 
weiterer Fortschritt in der Versachlichung der Verteilungsdiskussion erzielt werden möge. 

Da die Fondation nicht solange warten wollte, bis WWZ und BAK soweit sind, ist die 
Fondation CH2048 sehr dankbar, dass sich die Universität Luzern (Prof. Christoph 
Schaltegger) bereit erklärt hat, mit den z.Zt. verfügbaren Statistiken diese Aufgabe im in der 
Zwischenzeit lancierten Politikentwicklungsprojekt zu übernehmen.   

Zurück zur Umverteilung zulasten des Mittelstandes: kein Wunder, wenn in diesem Teil der 
Bevölkerung, die Unzufriedenheit  gross ist. Diese kann sich politisch grundsätzlich in zwei 
verschiedene Richtungen äussern: entweder gegen die oberen Einkommensschichten, 
insbesondere gegen das oberste Einkommensperzentil, oder gegen die als zu grosszügig 
empfundene staatliche Umverteilung zugunsten der untersten Einkommensschichten. Da in 
beiden Fällen der Ausländeranteil überdurchschnittlich hoch ist, darf das Potenzial der 
verschiedenen eingereichten und der möglicherweise noch kommenden Initiativen nicht 
unterschätzt werden. Dies hat das Abstimmungsresultat zur Masseneinwanderungsinitiative 
vom 9. Februar 2014 deutlich gezeigt. 

Diese erste  Beurteilung der Einkommensverteilung vor und nach staatlicher Umverteilung in 
der Schweiz und ihrer Entwicklung in den letzten 25 Jahren führte zur Idee, ein  
Politikentwicklungsprojekt  «Steuern.Transfers. – Konkrete Reformvorschläge für  eine global 
wettbewerbsfähige und  verantwortliche Schweiz» durch eine möglichst breit abgestützte 
Institution zu lancieren.  

 

 



 

 

Bei der zweiten Frage nach dem Zustand des schweizerischen politischen Systems wurde 
mir bald klar, dass wichtige Voraussetzungen für ein befriedigendes Funktionieren im 
Vergleich zur Zeit vor rund 25 Jahren nicht mehr erfüllt sind. Dies primär als Folge des  
globalisierten Wettbewerbs, der viele Akteure zu noch mehr Spezialisierung und 
Fokussierung zwingt. Global orientierte Unternehmen wie auch Universitäten orientieren sich 
an globalen Märkten und stellen sich dem entsprechenden Wettbewerb, was dazu führt, 
dass im Gegensatz zu früher das  Befassen mit der Schweiz und ein Engagement für die 
Schweiz in diesen Bereichen deutlich abgenommen hat. Wenn sich immer weniger 
Unternehmer und Wissenschaftler in den innenpolitischen Diskurs einbringen, so muss man 
sich nicht wundern, wenn standortschädliche Initiativen angenommen werden und sich die 
Bundespolitik oft durch Blockaden auszeichnet. 

Während diese Feststellung heute leider für die Ebene der gesamten Schweiz gilt, stimmt 
diese Aussage nicht für einzelne Kantone und Städte. Es gibt sie: die Kantone und Städte, in 
denen die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Politik gut funktioniert, in denen bereits 
heute die massgebliche kantonale und/oder städtische Politik sehr genau weiss, welches 
Paket an Standortfaktoren sie anbieten muss, damit global operierende Unternehmen mit 
einer im Regelfall im Vergleich zum gesamtschweizerischen Durchschnitt zwei- bis viermal 
so hohen Arbeitsproduktivität auf den Standort Schweiz setzen. 

Diese kantonalen und städtischen Exekutiven wissen nicht nur um ihre Standortkonkurrenten 
in der Welt ,sondern ihr konkretes politisches Verhalten entspricht auch diesen 
Erkenntnissen  – zumindest in den Politikfeldern, auf die es im harten globalen 
Standortwettbewerb wirklich ankommt, d.h. in erster Linie liberale Arbeitsmarktregulierungen, 
ein global wettbewerbsfähiges Forschungs- und Bildungssystem, eine hervorragende 
Infrastruktur und eine Besteuerung, die der Attraktivität des Standortes entspricht.   

Dies erklärt auch, warum die Fondation CH2048 bis jetzt vor allem in Kantonen und/oder  
Städten Anklang gefunden hat, die dem globalen Standortwettbewerb sehr direkt ausgesetzt 
und  eine Politikkultur entwickelt haben, die von einer «double sensibilité» bzw. einer 
funktionierenden Sozial- und politischen Partnerschaft geprägt sind. Diese Kantone und 
Städte wissen aber auch um ihre Abhängigkeit von der Bundesebene und sind deshalb auch 
daran interessiert ihre Politikkultur auf die Bundesebene zu «exportieren».  

Diese Kantone und Städte sind nun auch gut gerüstet um mit den Folgen der jüngsten 
massiven Frankenaufwertung produktiv umgehen zu können.  

 

  



 

Fondation CH2048  von Februar 2014 bis  Januar 2015: von der Gründung bis zur 
Präsentation und Diskussion der Ergebnisse der ersten Phase des ersten 
Politikentwicklungsprojektes  

Diese obenstehende Analyse führte zur Idee, dass eine Plattform geschaffen werden sollte, 
die Politiker möglichst aller Grundströmungen, Repräsentanten der verschiedenen Segmente 
der Wirtschaft, die wenigen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler, die sich überhaupt noch 
mit der Schweiz befassen, sowie  Repräsentanten der Zivilgesellschaft aus allen 
Landesteilen zusammenbringt, um in diesem Kreis auf der Basis wissenschaftlicher 
Grundlagen und mit wissenschaftlicher Begleitung  im Sinne der oben skizzierten «double 
sensibilité» konkrete Reformvorschläge für eine global wettbewerbsfähige und 
verantwortliche Schweiz zu entwickeln, um sie anschliessend in adäquater Form in den 
politischen Prozess einzubringen.  

Dies war die Geburtsstunde der Fondation CH2048 wie auch ihres ersten 
Politikentwicklungsprojektes «Steuern.Transfers. – Konkrete Reformvorschläge für eine 
global wettbewerbsfähige und verantwortliche Schweiz». Die Gründung der Fondation 
CH2048 erfolgte  Ende Februar 2014 in Luzern und an der ersten Stiftungsratssitzung von 
Ende April 2014 in Bern wurde das erste Politikentwicklungsprojekt ausgelöst.  

Die Ergebnisse der ersten Phase  des ersten Politikentwicklungsprojektes werden nun  heute 
präsentiert und zur Diskussion gestellt.  

In dieser ersten Phase ging es darum auf der Basis verfügbarer Statistiken den 
Handlungsbedarf aus  Sicht der Ökonomen (Arbeitsgemeinschaft Polynomics/Universität 
Luzern und wissenschaftliches Begleitgremium) zu identifizieren und eine Auslegeordnung 
von möglichen Reformoptionen für den durch die Ökonomen identifizierten Handlungsbedarf  
zu erarbeiten.  

Diese Auslegeordnung umfasst z.Zt. 27 Reformoptionen, die heute in der Präsentation von 
Stephan Vaterlaus, Geschäftsführer Polynomics, zu 14 Reformoptionen verdichtet  
vorgestellt werden.  

Im Kern geht es um die Reduktion des Spannungsfelds zwischen den Anforderungen im 
globalen Standortwettbewerb und den Vorstellungen bezüglich nationaler 
Verteilungsgerechtigkeit. Es wird erforscht, mit welchen Reformen des Steuer- und 
Transfersystems primär über eine Verbesserung der Arbeitsanreize die Selbstverantwortung 
unterer Einkommensschichten wie auch des Mittelstandes und somit das am Markt erzielte 
Arbeitseinkommen gesteigert werden können.  

  



 

An der Tagung werden insbesondere vier Reformvorschläge, die von RR Christoph 
Brutschin, BS, alt NR Adriano Imfeld, OW, und Stadtrat Martin Merki, Stadt Luzern,  
eingeführt werden, diskutiert und bearbeitet: im Bereich der Einkommenssteuer die 
Berücksichtigung der Freizeit, die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage in Kombination 
mit einer Senkung der Tarife wie auch die Flat-Rate-Tax. Schliesslich werden auch die 
Betreuungsgutscheine der Stadt Luzern als Modell für andere Gemeinden vorgestellt und 
diskutiert.  

Die sich nach dem Einbezug der Ergebnisse der Tagung und von in den kommenden 
Monaten durchzuführenden Expertengespräche ergebende Liste von Reformoptionen  
werden anschliessend von der Arbeitsgemeinschaft Polynomics/Universität Luzern  
zusammen mit dem wissenschaftlichen Begleitgremium auf der Basis  der Auswirkungen auf 
die Einkommensverteilung, die Arbeitsmarktbeteiligung, die Effizienz und die 
Standortattraktivität und dem Aufwand  für die Umsetzung der Reformen sowie weiterer 
Kriterien beurteilt. 

Die Ergebnisse dieser Beurteilung werden schliesslich an einer zweiten Tagung der 
Fondation CH2048 präsentiert und zur Diskussion gestellt und im Anschluss daran in einem 
Bericht festgehalten.  

Dieser Bericht bildet dann Basis des Workshops der Gruppe CH2048, die nebst Vertretern 
aus dem Stiftungsrat Mitglieder aus dem wissenschaftlichen Begleitgremium und 
ausgewählte Persönlichkeiten aus Politik und Wirtschaft umfassen wird. Im Rahmen dieses 
Workshops sollen die von der Fondation CH2048 politisch weiter zu verfolgenden 
Reformvorschläge diskutiert und festgelegt werden.  

 

Dr. rer. pol. Christoph Koellreuter, Gründungspräsident und Programmleiter Fondation 
CH2048 

 


